
Verhältnis zum Islam „neu ordnen“? Möglich, aber auf
Basis unserer Regeln und Traditionen!
Ich bin nicht der Ansicht, dass „der Islam“ an sich zu Deutschland gehört. Insofern stimme ich weder
dem früheren Bundespräsidenten Christian Wulff als jetzt aktuell dem neuen CDU-Vorsitzenden und
NRW-Ministerpräsidenten Armin Laschet zu, der das Verhältnis unseres Staates mit den Millionen
Muslimen im Land „neu ordnen“ will.
Wir in Deutschland, wir in Europa fußen in vielerlei Hinsicht auf christlich-abendländischen Traditionen.
Zu uns Ureinwohnern gehört das Läuten der Kirchenglocken am Sonntag und nicht der Ruf des Muezzins
vom Minarett.
Und dennoch sollten wir einen Moment über Laschets konkreten Vorschlag nachdenken, neben den
christlichen Kirchen und den jüdischen Gemeinschaften auch den Muslimen in Deutschland einen
angemessenen Rechtsstatus zu geben. Dass – so Laschet – ihn dabei auch die Bundeskanzlerin
unterstützt, spricht allerdings dabei vor dem Hintergrund all ihrer katastrophalen Fehlentscheidungen in
der Vergangenheit eher gegen Laschets Vorstoß.
In Deutschland leben heute vier Millionen Muslime, das ist Fakt. Unser Grundgesetz sichert jedem
Gläubigen, der bei und mit uns lebt, das Recht auf freie Religionsausübung zu. Laschets Vorschlag ist
darum nicht per se irrsinnig, denn er will, dass die Muslime mit einer Stimme sprechen und dass zum
Beispiel Imame hier ausgebildet werden und nicht in der Türkei oder auf der arabischen Halbinsel. Und
er will nicht mehr, dass der dubiose DITIP-Verband für die deutschen Muslime spricht. Das ergibt
durchaus einen Sinn, wenn man konstatiert, dass die überwiegende Mehrheit der hier lebenden Muslime
froh sind, in einer freien Gesellschaft zu leben. Und natürlich auch nur eine – allerdings wachsende –
Minderheit Scharia und Gewalt befürworten. Der Salafismus ist nicht DER ISLAM, aber er ist auch nicht
bedeutungslos. Oder andersherum: Nicht jeder Salafist wird auch ein Terrorist, aber nahezu jeder
Terrorist war zuvor Salafist, wie das mal ein deutscher Politiker sehr scharfsinnig umschrieben hat.
Dass es Menschen gibt, die bei uns leben und ihren Glauben offen leben, kann dabei kein
Hinderungsgrund sein. Viele Fehlentwicklungen in Deutschland hängen auch damit zusammen, dass
immer mehr von uns Ureinwohnern immer weniger den christlichen Glauben leben. Das schafft einen
großen Freiraum für andere Religionen. Ein bisschen ist es so wie mit den Konservativen in der Politik.
Wenn das konservative Stammangebot immer mehr verwässert wird, suchen sich die Konservativen eben
etwas Neues.
Vier Millionen Muslime leben in diesem Land, und Sprücheklopfer, die von „alle rausschmeißen“ reden,
disqualifizieren sich dadurch selbst. Denn: Diese Leute werden nicht zurückgehen wohin auch immer.
Und wenn sie sich bei uns integrieren, sofern sie mit uns leben wollen, unsere Gesetze und Traditionen
respektieren, ist dagegen auch nichts einzuwenden. Jeder, der mit Muslimen beruflich oder in der
Nachbarschaft zu tun hat, erlebt, dass ein Zusammenleben zwischen Menschen anderer Kulturen und
anderen Glaubens natürlich möglich ist. Wenn der Wille auf beiden Seiten da ist. Und damit meine ich
nicht nur die Crew von „Alis Kebap Haus“ bei uns im Ort, sondern türkische Unternehmer, die hier
Arbeitsplätze schaffen, türkische Familien, die sich phantastisch und liebevoll um ihre Kinder kümmern.
Die gibt es zuhauf, aber die stehen nicht im Fokus unserer Betrachtung.
Ein Leben allerdings mit denjenigen, die sich nicht integrieren wollen, die nicht unsere Sprache lernen
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wollen, unsere Gesetze achten, die Kreuze abhängen wollen, Frauen als niedere Lebewesen betrachten,
Gewalttaten begehen oder im Namen ihres Allah Tod und Terror in unsere Gesellschaft tragen, die
müssen raus. Konsequent raus. Bei den 260.000 rechtskräftig abgelehnten Asylbewerbern wäre das
möglich, wenn es den ernsthaften politischen Willen dazu gäbe. Doch der ist leider in diesem Land weder
bei der Bundes- noch bei den Landesregierungen zu erkennen.
Denken und dann schreiben – das ist unser tägliches Geschäft. Egal, ob Sie uns zustimmen in allem oder
nicht: Bitte unterstützen Sie auch 2021 unseren engagierten und unabhängigen Journalismus über
PAYPAL hier oder durch eine Überweisung auf unser Konto bei der Sparkasse Krefeld DE40 3205 0000
0000 2711 22 !
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